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Zuwendungsziel 
Die vorliegende Verwaltungsvorschrift bezieht sich 
auf den ·strategischen Ausbau der Forschungsinfra­
struktur in der außeruniversitären wirtschaftsnahen 
Forschung (im Weiteren: wirtschaftsnahe Forschung) 
mit dem Ziel, bereits vorhandene Kernkompetenzen 
auszubauen und durch neue Forschungsfelder in den 
baden-württembergischen Spezialisierungsfeldern zu 
ergänzen, um die technologische Spitzenstellung des 
Landes zu sichern und zu stärken. 

Zu den Spezialisierungsfeldern gehören 

• nachhaltige Mobilität; 

• Umwelttechnologie, erneuerbare Energien und 
Ressourceneffizienz; 

• Gesundheit und Pflege; 

• Informations- und Kommunikationstechnologien, 
Green IT ung intelligente Produkte; 

• Luft~ und Raumfahrt; 

• Kreativwirtschaft; 
• Schlüsseltechnologien wie Produktionstechnik, 

Mikrosystemtechnik, Nanote~:,:hnologie und Nano­
elektronik einschließlich Halbleiter, fortschrittliche 
Materialien, Leichtbautechnologie sowie Biotech­
nologie, Photonies und weitere. 

1 Europäischer Fonds für Regionale Entwicklung 

2 

Durch gezielten Technologietransfer von der For- · 
schung in die Wirtschaft und die Beschleunigung der 
Gründungsprozesse von Unternehmen in _der Start­
phase soll der Anteil der kleinen und mittleren Unter­
nehmen (KMU), die sich am Innovationsgeschehen 
beteiligen, steigen und damit die internationale Wett­
bewerbsfähigkeit des Landes weiter ausgebaut wer-
den. · 

Die Förderung trägt zur Umsetzung des Operationel­
len Programms Baden-Württemberg EFRE »Innova­
tion und Energiewende<< bei. 

Rechtsgrundlagen 

Zuwendungen im Rahmen des EFRE-Programms 
werden in Übereinstimmung mit folgenden Vorschrif­
ten in der jeweils geltenden Fassung gewährt: 

a) Dem genehmigten Operationellen Programm des . 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung in 
Baden-Württemberg 2014-2020 »Innovation und 
Energiewende«; 

b) der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 17. Dezem­
ber 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwick­
lung, den Europäischen Sozialfo_nds, den Kohäsi­
onsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raums und 
den Europäischen Meeres- und Fischereifonds soc 
wie mit allgemeinen Bestimmungen über den Eu­
ropäischen Fonds für regionale Entwicklung, den 
Europäischen Sozialfonds und den Kohäsions­
fonds, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006 des Rates; 

c) der Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 17. Dezem­
ber 2013 über den Europäischen Fonds für regio­
nale Entwicklung hinsichtlich des Ziels »Investiti­
onen in Wachstum und Beschäftigung« und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006; 

d) den delegierten und Durchführungsrechtsakten der 
Europäischen Kommission, die auf die vorgenann­
ten EU-Verordnungen Bezug nehmen; 

e) den ·beihilferechtlichen Vorschriften, insbesondere 
dem Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur 
~örderung von Forschung, Entwicklung und Inno­
vation, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäi­
schen Union Nr. C 198 vom 27. Juni 2014 (Uni­
onsrahmen); 

f) den Vorschriften des Vergaberechts; 

g) den §§ 23 und 44 Landeshaushaltsordnung sowie 
den dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften; 

h) dem Landesverwaltungsverfahrensgesetz, insbe­
. sondere den §§ 48, 49 und 49 a; 

i) dem förderbandbuch der Verwaltungsbehörde für 
die Umsetzung des EFRE-Programms 2014-2020 
(nachfolgend Förderhandbuch); 



Nr.9 

3. 

3.4 

3.5 

3.6 

Cl 
J. 

3.8 

nen. 

oder \VirtschaftJichen G-tiinden keinen dul-
det. 

Für denselben Zweck }\/httel aus en1en1 
anderen f~~LT-Förderinstru­

im Rahmen eines anderen 

dJC zum 

d:ie 

kann 
keine 

Vorsteuerab-
zu-

be-
ver-

ep1 enib,~r 20 14 

habens. 

s 

bunden vverden. 

5.2 

erhalten. 

in die \Veiterentvvick--

orientierten \lorlautfor-­
der 

5.5 



576 GABL vom30. 

anfa]-. 

Bu-

Rechten so-­
Gebäuden durch Rechtskauf; 

(}eräten~ 

Ein­
an einen1 unbebauten 

oder-hebauten Grundstück, das in u.nrnittelharern .Zu­

e1nen1 
eines 
(JJ·undstücks 

dem kofinanzierten Investitionsvor­
für Grunderwerb und den Er­

der in 

des 

Grundstücken bezieht sich dieser Anteil auf die 
den des Grundstücks 

ohne GebLiude und bauliche Anla;:en. 

buchs. 

Geräteteile e·in--
vorgesenenen Be--

In techni ~ 

irn Sinne 
\Torhaben nach 

6.2 

6.3.2 

6.4 

6.5 

., 
f 

2014 

Durch 
fonnaten soUen die 

·über 
stellt 
sehen 
den. 

Vorhaben 
ven Innovationsmethoden. 

@ Personal 

"' 
Maßnahme erforderlich sind; 

unter den 
Unionsrahmens. 

Nr.9 

Z\Vi-

ZU111_ 

von 

der u.,_.--.fr;rdp-rtPn 

.1 des 

[Jas Nähere \Vird eJnern FörderauJruf 
Nummer l 0.2) bestimmt 

7 1 Förderz)!'v'eck 

J)urch t~ouptn.tLtutteu 

nEnnik erhöht und das in den -vvirtschaft~nahen For-

vorhandene \\7issen für die 
Produkte nutzbar 

Bund und 
halten. 

von 
er-



7.4 

GABL vom 

ternehmen 
sondern rnüssen 

ten lJnternehn1en sind 

l\1ate1i~cll in Höhe der JViateria1kosten 
mein kosten~ 

Ge-

7.5 

577 

" die 
das& bei den Verbundvorhaben federführende 

e den }{echten 
wie von .Rechten an Gebäuden durch P.echtskauf; 

]\!Iaßnahme erforderlich sind. 

oder da~ Ein­
unbebauten 



578 GABl. vom30. Septembe> 2014 Nr.9 

haben steht. Ausgaben für Grunderwerb und den Er­
werb von grundstücksgleichen Rechten sowie der in 
einem Wertgutachten. festgestellte Grundstückswert 
eines vom Zuwendungsempfänger eingebrachten 
Grundstücks sind mit einem Anteil von bis zu 10% 
der kofinanzierbaren Ausgaben beziehungsweise des 
Grundstückswertes zuwendungsfähig. Bei pebauten 
Grundstücken bezieht sich dieser Anteil auf die Aus­
gaben beziehungsweise den Wert des Grundstücks 
ohne Gebäude und bauliche Anlagen. · 

Die Ermittlung der kofinanzierungsfähigen Ausgaben 
richtet sich nach den Bestimrriungen des Förderband­
buchs. 

7.6 Das Nähere wird in einem Förderaufruf (vergleiche 
Nummer 10.2) bestimmt. 

8 Infrastruktur für Gründungsprozesse in Start­
np-Acceleratoren 

8.1 Förderzweck 

Die Gründungsdynamik im Unternehmenssektor gilt 
als richtungweisend für Innovationstättgkeit, Wettbe­
werbsfähigkeit und Beschäftigungsentwicklung eines 
Wirtschaftsstandorts. Durch Bereitstellung von Infra­
struktur für die Professionalisierung von Gründungs- . 
prozessen potenzieller Hightech-Unternehmen in 
der Vorgründungsphase soll die. Gründungsintensität 
insbesondere in den Spezialisierungsfeldern (siehe 
Nummer 1) erhöht werden. Start-up-Acceleratoren 
(im weiteren Acceleratoren) sind eine spezielle Form 
von Gewerbe- beziehungsweise Gründerzentren. Als 
regionale und technologiespezifische Boot-Camps 
dienen sie zur intensiven und umfassenden Betreuung 
von Hightech-Gründungen, insbesondere von Spin­
offs aus Hochschulen, Forschungseinrichtungen und 
Unternehmen. 

8.2 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger im Rahmen der Förderung 
von Acceleratoren können sein: 

• Landesgesellschaften; 

• Kommunen; 

• kommunale Gesellschaften; 

• Technologietransfergesellschaften; 

• Wirtschaftsfördereinrichtungen; 

• regionale Verbä~de; 

• außeruniversitäre Forschungseinrichtungen. , 

8.3 Förderfähige Maßnahmen 

Förderfähig sind Vorhaben zur Errichtung und für den 
Ausbau von Infrastrukturen für Acceleratoren. 

8.4 · Zuwendungsvoraussetzungen 

Eine Förderung setzt voraus, dass 

• ein umfassendes Gesamtkonzept zur Betreuung der 
Start-upcUntemehmen vorliegt (insbesondere Coa­
ching, Qualifizierung; Management, Unterstützung 
des laufenden Betriebs et cetera). Das Konzept und 
der Betrü~b sind jedoch nicht Bestandteil der För­
derung nach dieser Richtlinie; 

•· der Accelerator ein geeignetes Umfeld (insbeson­
dere Hochschulen, Forschungseinrichtungen, regi­
onale Cluster), ausgerichtet an den relevanten regi­
onalen Spezialisierungsfeldern (siehe Nummer 1), 
bietet; 

• ein regionales Potenzial in einem Spezialisierungs­
feld vorhanden ist, das Grundlage dafür sein kann, 
dass der Accelerator eine zentrale Rolle landesweit 
wahrnimmt. 

8.4.1. Der Zugang zu einem Accelerator muss für die Ziel­
gruppe der endbegünstigten Unternehmen offen, dis­
kriminierungsfrei und transparent ausgestaltet sein. 

8.4.2 Der Zuschuss, der den Trägem zur Errichtung oder 
zum Ausbau von Acceleratoren zur Verfügung ge­
stellt wird, soll ausschließlich den Nutzern einen 
wirtschaftlichen Vorteil verschaffen. Um sicherzu­
stellen, dass kein Vorteil auf Ebene der Träger ver­
bleibt, sind folgende Bedingungen einzuhalten: 

• Für die Errichtung oder den Ausbau des Zentrums 
wird eine öffentliche Ausschreibung der Maß­
nahme entsprechend den vergaberechtlichen Vor­
schriften durchgeführt; 

• die Träger sind verpflichtet, die Nutzung des Zent­
rums für einen Zeitraum von mindestens 15 Jahren 
zu gewährleisten. Insofern erhalten die Träger wäh­
rend dieses Zeitraums von mindestens 15 Jahren, in 
dem die Gebäude· als Zentrum genutzt werden müs-

. sen, keinen Vorteil; · 

• nach Ablauf der Bindungsfrist verbleiben die Ge­
bäude in der Regel im Eigentum der Träger. Um 
sicherzustellen, dass auf der Ebene der Träger kein 
Vorteil verbleibt, muss danach 'eine Gewinnab­
schöpfung erfolgen. Dies geschieht entweder im 
Wege der Ertragswertmethode (zum Beispiel Dis­
counted-Cash-Flow-Methode) oder nach einer von 
der Europäischen Kommission anerkannten Me­
thode. Dabei werden einschließlich des Gebäude­
restwertes alle Gewinne und Verluste berück­
sichtigt, die dem Träger innerhalb der Bindungsfrist 
entstanden sind; 

• sofern der Träger mit der Durchführung einen Be­
treiber beauftragt, gelten die vorstehenden Rege­
lungen entsprechend. Insbesondere ist sicherzustel­
len, dass kein Vorteil auf der Ebene der Betreiber 
nach Ablaufder Bindungsfrist verbleibt. 

8.4.3 Die Vermietung von Räumlichkeiten der Accelerato­
ren an Start-up-Untemehmen wird in der Regel auf 
zwei Jahre beschränkt. Eine Verlängerung der maxi­
malen Nutzungsdauer darf nur ausnahmsweise (ma­
ximal insgesamtfünf Jahre) erfolgen. 

8.4.4 Nutzer sind grundsätzlich kleine Unternehmen und 
kleine innovative Unternehmen und nachrangig mitt­
lere Unternehmen. 

8.4.5 Die Nutzer, die die Räumlichkeiten in den Zentren 
anmieten, werden indirekt durch staatliche Mittel be-. 
günstigt. 

Der Vorteil zugunsten der Nutzer besteht in der Regel 
in der im Vergleich zu den Marktpreisen küstengüns­
tigeren Nutzung der Räume des Zentrums. 
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Sofern die Miete unter dem Marktpreis liegt, stellt die 
. Maßnahme auf der Ebene der Nutzer eine staatliche 

Beihilfe im Sinne von Artikel 107 Absatz l AEUV 
dar. Die Beihilfe ist mit dem gemeinsamen Markt 
vereinbar, wenn die Voraussetzungen der De-mini­
mis-VO erfüllt sind. 

8.4.6 Der Zuwendringsempfänger beziehungsweise Betrei-

dungsfristvon 25 Jahren festzusetzen. Für Umbauten 
ist regelmäßig eine Z\Yeckbindungsfrist von 20 Jahren 
festzusetzen. Die Zweckbindung erstreckt sich auf die 
Nutzung für satzungsgemäße Zwecke der Forschungs­
einrichtung. Für die Infrastruktur zur Förderung von 
Gründungsprozessen nach Nummer 8 ist regelmäßig 
eine Zweckbindungsfrist von 15 Jahren.festzusetzen. 

ber darf keinen Anteil an den Start-up-Uriternehrnen 9.3 
und somit an der zukünftigen Gewinnausschüttung · 

Bei den übrigen mit der Zuwendung beschafften In­
vestitionen in das Anlagevermögen beträgt die 
Zweckbindung regelmäßig fünf Jahre. als Gegenleistung für die Nutzung der Infrastruktur 

verlangen. · 

8.5 Zuwendungsfähige Ausgaben 

Zuwendungsfähig sind die ·beim Zuwendungsemp­
fänger im Förderzeitraum zweckentsprechend zur 
Umsetzung des Vorhabens anfallenden und eindeutig 
dem Vorhaben zumdenbaren und durch Re,chnungen 
oder gleichwertige Buchungsbelege nachweisbaren 
Ausgaben für · 

• Bauvorhaben (Neu- und Umbauten) und den 
Grunderwerb gemäß den kofinanzierungsfähigen 
Kostenpositionen nach DIN 276; 

• den Erwerb von grundstücksgleichen Rechten so­
wie von Rechten an Gebäuden durch Rechtskauf, 
Investitionen in das Anlagevermögen durch Aus­
stattung zum Beispiel mit Geräten, Anlagen, 
Laboreinrichtungen (siehe Erläuterungen bei Num­
mer 5.5) sowie Büroausstattung, Einrichtung von 
Seminarräumen und IuK-Ausstattung. 

Der Grunderwerb umf<;1sst den Erwerb oder das Ein­
bringen bestehenden Eigentums an einem unbebauten 
oder bebauten Grundstück, das. in unmittelbarem Zu­
sammenhang mit dem kofinanzierten Investitionsvor­
haben steht. Ausgaben für Grunderwerb und den Er­
werb von grundstücksgleichen Rechten sowie der in 
einem Wertgutachten festgestellte Grundstückswert · 
einys vom Zuwendungsempfänger eingebrachten 
Grundstücks sind mit einem Anteil von bis zu 10 % 
der kofinanzierbaren Ausgaben beziehungsweise des 
Grundstückswertes zuwendungsfähig. Bei bebauten 
Grundstücken bezieht sich dieser Anteil auf die Aus­
gaben beziehungsweise den Wert des Grundstücks 
ohne Gebäude und bauliche Anlagen. 

Die Ermittlung der kofinanzierungsfähigen Ausgaben 
richtet sich nach den Bestimmungen des .Förderhand­
buchs. 

8.6 Das Nähere wird in einem Förderaufruf (vergleiche 
Nummer 10.2) bestimmt. 

9 Zweckbindungsfristen 

9.1 Zweckbindungsfristen orientieren sich grundsätzlich 
an der Nutzungsdauer von Wirtschaftsgütern entspre- . 
chend den steuerlichen Vorschriften. Maßgeblich für 
die Bemessung der Zweckbindungsfrist ist die tat-
sächliche Nutzungsdauer. ' 

9.2 Für Neu- und Erweiterungsbauten einschließlich des 
erforderlichen Grundstücks, den Erwerb von grund­
stücksgleichen Rechten sowie Rechten an Gebäuden 
durch Rechtskauf ist im Bereich der .Forschungsinfra­
struktur nach Nummer 6 regelmäßig eine Zweckbin-

10 Verfahren 
Es gelten die Bestimmungen der VwV EFRE Zuwen­
dungsverfahren Innovation und Energiewende - · 
VEZIE 2014-2020 in der jeweils geltenden Fassung. 

10.1 Zuständigkeit für Antragsannahme und 
Bewilligungsverfahren 

Die Landeskreditbank Baden-Württemberg - Förder­
bank (L-Bank), 76113 Karlsruhe, ist na~h der VwV 
EFRE Zuwendungsverfahren Innovatiou und Ener­
giewende - VEZIE 2014-2020 für die Antragsan­
nahme, das Bewilligungsverfahren, die Anforde­
rungs- und Auszahlungsverfahren sowie die Prüfung 
der Verwendungsnachweise zuständig. 

10.2' Antragsverfahren 

Das Finanz- und Wirtschaftsministerium veröffent­
licht in der Regel Förderaufrufe für Maßnahmen des 
Technologietransfers, der Verbundforschung und der 
Irifrastruktur für Gründungsprozesse, in denen die 
Auswahlkriterien und Förderkonditionen konkreti­
siert werden. Diese werden auf der Internetseite 
www.efre-bw.de veröffentlicht und im Staatsanzeiger 
wird darauf hingewiesen (siehe Nummer 7.2 VwV 
EFRE Zuwendungsverfahren Innovation und Ener-
giewende- VEZIE 2014-2020). · 

Der Antrag ist auf dem für den jeweiligen Förder­
zweck vorgesehenen Formblatt zu stellen. Er muss je 
nach Art des Vorhabens alle im Antragsformular ge­
forderten Angaben enthalten. 

Die Antragsteller sind verpfliehtet, alle zur Beurtei­
lung des Förderautrags erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Eine Verweigerung der Mitwirkung recht­
fertigt die Ablehnung des Förderantrags. Versäumen 
die Antragsteller es, erforderliche Auskünfte inner­
halb der von der Bewilligungsstelle gesetzten Frist zu 
erteilen, steht dies einer Verweigerung der Mitwir­
kung gleich. 

10.3 Vorhabensauswahl 

Die fachliche Antragsprüfung und die Vorhabensaus­
wahl erfolgen durch das Finanz- und Wirtschaftsmi­
nisterium (siehe Nummer 7.1 der VwV EFRE Zu­
wendungsverfahren Innovation und Energiewende 
- VEZIE 2014-2020). 

11· Schlussvorschriften 

Über grundsätzliche Fragen der Auslegung dieser 
Verwaltungsvorschrift entscheidet das Finanz- und 
Wirtschaftsministerium. 
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12 In- und Außer){rafttreten 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. Sie tritt am 31. Dez(!mber 
2023 außer Kraft. 

GAB!. S.574 

Bekanntmachung des Finanz­
und Wirtschaftsministeriums über die 

Festsetzung der Verbrauchsmengen 
und Entgelte für Heizung 

für die Heizperiode 2014/2015 

Vom 29. August 2014 -Az.: 4-3322.11-78/1-

Bei Landesmietwohnungen, die an eine Heizungsanlage an­
geschlossen sind, die auch zur Heizung von Diensträumen 
dient, und bei denen der Wärmeverbrauch nicht gemessen 
werden kann, werden die Heizkosten vorbehaltlich der miet­
rechtlichen Voraussetzungen pauschal erhoben. 

1. Die Entgelte bzw. Verbrauchsmengen werden für den 
Abrechnungszeitraum vom 1. Oktober 2014 bis zum 
:50. September 2015 wie folgt festgesetzt: 

1.1 Für Wohnungen, die an eine Ölheizung angeschlossen 
sind, 15,68 Euro je m2 Wohnfläche uncl Jahr. 

1.2 Für Wohnungen, die mif Gas oder Fernwärme beheizt 
werden, gilt der jeweilige Gasbezugs- oder Fernwär­
mepreis auf der Grundlage einer Verbrauchsmenge von 
192 kWh je m2 Wohnfläche und Jahr bei Gas und von 
156 kWh je m2 Wohnfläche und Jahr bei Fernheizung. 

2. Bei Anfang beziehungsweise Beendigung des Mietver­
hältnisses innerhalb des Abrechnungszeitraums beträgt 
das Entgelt nach den folgenden Prozentsätzen(%) des 
Jahresentgelts für die jeweiligen Monate: 
Monat: % Monat: % Monat: % 

Januar: 18,1 Mai: 2,1 September: 0,7 

Februar: 15,6 Juni: 1,1 Oktober: 9,0 

März: 13,7 Juli: 0,3 November: 13,0 

April: 9,4 August: 0,3 Dezember: 16,7. 

3. Ist die Wohnung an eine Warmwasserversorgungsan­
lage angeschlossen, die auch der Versorgung von 
Diensträumen dient, und kann die für die Erwärmung 
des Wassers erforderliche Energie nicht gemessen wer­
den, ist ein Entgelt zu entrichten, das 22 Prozent des 
festgesetzten Heizkostenentgelts beträgt. 

4. Ergeben sich für den Mieter du~ch die Lage oder den 
Zuschnitt der Wohnung im zu begründenden Einzelfall 
besondere Härten, kann das Entgelt auf den entspre­
chenden Betrag für eine angemessene Vergleichswoh­
nung gemindert werden. 

GAB!. S.580 

Verwaltungsvorschrift zur Änderung der 
Vervyaltungsvorschrift des Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums zum Landes­
wohnraumiörderungsprogramm 2014 

Vom 11. September 2014 -Az.: 6-2711.1-14/7-

I. Die Verwaltungsvorschrift des Finanz- und Wirtschafts: 
ministeriums zum Landeswohnraumförderungspro­
gramm 2014 (VwV-LWFPr 2014) vom 12. März 2014 
(GAB I. S. 89) wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 3.5 Absatz 1 und 3 wird die Angabe »Buch­
staben a und b« jeweils durch die Angabe »Buchstaben 
a bis c« ersetzt. · 

2. In Nummer 3.6 Absatz 1 Satz, 1 und Nummer 3. 7 Satz 1 
wird die Angabe »4.1.1 Buchstabe a« jeweils durch die 
Angabe »4.1.1 Buchstaben a und b« ersetzt · 

3. In Nummer 3.7 Satz 1 wird die Angabe »4.2.1 Buch­
stabe a« durch die Angabe »4.2.1 Buchstaben a und b« 
ersetzt. 

4. In Nummer 4 vorletzter Absatz werden mich dem Wort 
»Mietwohnraums« ein Komma und der Halbsatz »in 
Änderungs- und Erweiterungsmaßnahmen zur Schaf­
fung gebundenen Mietwohnraums sowie in der Begrün­
dung von Miet- und Belegungsbindungen im Mietwoh­
nungs bestand« eingefügt. 

5. Nummer 4.1.1 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a Absatz 4 werden nach den Wörtern 
»Anforderungen der« die Wörter »zum Zeitpunkt der 
Bewilligung gültigen, spätestens der zum 31. De-
zember 2015« eingefügt. ' 

b) Nach Buchstabe a wird folgender Buchstabe b einge­
fügt: 

»b) Änderungs- und Erweiterungsmaßnahmen 

Gefördert werden in Groß- und Universitätsstädten 
und an den sonstigen Hochschulstandorten (Anlage 
~) sowie in den übrigen Gemeinden der Gebietskate­
gorie I (Anlage 4) Änderungs- und Erweiterungs­
maßnahmen zur Schaffung neuen Wohnraums, insbe­
sondere 

• der Ausbau eines Dachgeschosses, 

• · das Aufstocken eines Gebäudes, 

• der Anbau an ein o'ebäude, 

• die Umwandlung von Räumen, die nach ihrer bau­
lichen Anlage und Ausstattung bisher anderen als 
Wohnzwecken dienten, oder 

• die Erneuerung leer stehender Wohnungen, die 
. nicht mehr für Wohnzwecke geeignet und genutzt 
sind. 

Die Anforderungen der zum Zeitpunkt der Bewilli­
gung gültigen, spätestens der zum 31. Dezember 
2015 gültigen EnEV müssen für das Gebäude bezie­
hungsweise den betroffenen Gebäudeteil um mindes­
tens 30 .Prozent unterschritten, werden, das helßt, 
neuer Wohnraum muss mindestens den KfW-Effizi­
enzhaus-Standard 70 erfüllen. Verhindert der Schutz­
status eines unter Denkmalschutz stehenden Gebäu-


